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hatt, abzuſtellen, welcher bisher die ſchönſten Holzorte in der Nähe der Ort⸗ 
ſchaften und der in ungenügender Anzahl vorhandenen Waldwege zum 
Waldgenoſſenſchaften. Schluß.) Opfer fielen und den überhandnehmenden Forftfreveln und Diebſtählen 
Mittheilungen aus der Praxis: Einhalt zu thun. Zu dieſem Zwecke iſt auch der Generalverſammlung 
Bau⸗Jungerenz der politiſchen Behörde in Betreff der Ertheilung des Bewohnungs⸗ das Recht der Feſtſtelluung von Conventionalſtrafen eingeräumt, deren 
und Benützungsconſenſes bei zu öffentlichen Zwecken beſtimmten Gebäuden. Verhängung gleich anderen nicht der Generalverſammlung und beſon⸗ 
Die Schächterei gehört nicht zu den freien Gewerben. deren Organen zugewieſenen Geſchäften dem Ausſchuß obliegt. 
Perſonalien. | Der Ausſchuß iſt für ſeine Gefchäftsführung, der Vorſtand ins⸗ 
Erledigungen. beſondere auch für Durchführung des Forſtgeſetzes beſonders verant⸗ 
— = : — — — wortlich. Auch hierin liegt eine Garantie für eine beſſere Waldpflege 
ö im Gegenſatze zu den bisherigen Zuſtänden oder jenen ungeregelter Ge⸗ 
Waldgenaſſenſchaften. meinſchaftswaldungen, bei welchen es ſo ſchwer iſt, dort, wo ein Theil 
N i die Verantwortung auf den anderen ſchiebt, den Schuldigen zu treffen. 
(Schtuß ). — | Die Frage, ob die Genoſſenſchaften verpflichtet werden ſollen, 
2. Eine weitere bei den bisherigen Servitut⸗Ablöſungen durch Forſttechniker in ſtändiger Weiſe zu beſtellen, mußte verneint werden, 
gemeinſchafttiche Waldabtretung bei uns in der Regel ganz außer Acht weil die Genoſſenſchaftswaldungen zu klein find, um eine ſolche Be⸗ 
gelaffene Garantie gegen Waldverwüſtung liegt in der im vorliegenden ſtellung nothwendig und ohne den größten Theil des Ertrages zu ver⸗ 
Falle nach bewährten Muſtern getroffenen Organifation der Waldgenoſſen⸗(ſchlingen, auch nur möglich zu machen. Die Beſtellung ſtändiger beeide⸗ 


ſchaften durch Verwaltungsorgane. ter Forſtaufſeher, welche ſich die für den niederen Forſtdienſt erforder⸗ 
Als ſolche fungiren bei jeder einzelnen Genoſſenſchaft: liche Befähigung gewiß bald verſchaffen werden, wird vollkommen aus⸗ 
a) die Generalverſammlung ſämmtlicher Genoſſenſchafts⸗Mitglieder, reichen, da zugleich dem Ausſchuß das Recht eingeräumt iſt, für alle 
b) der von der Generalverſammlung gewählte Genoſſenſchafts⸗Ausſchuß, wichtigeren forſtlichen Aufgaben, z. B. Aufſtellung des Wirthſchaftspla⸗ 
c) der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand, nes, Herſtellung der Pläne für Weganlagen u. dergl., die Mitwirkung 
c) der beſoldete und beeidete Waldaufſeher (Genoſſenſchafts⸗Förſter), eines Forſttechnikers zu veranlaſſen und die Entlohnung desſelben zu 
e) eventuell ein beſonderer Rechnungs⸗ und Schriftführer, beſtimmen. Für Durchführung der Baunlegungserkenntniſſe bei einzel⸗ 
f) in gleicher Weiſe ein beſoldeter Forſttechniker für wichtigere forſtliche nen Waldſtrecken am Seltſchachberge iſt überdies von der politiſchen 
Aufgaben. Behörde bereits ein Forſttechniker aufgeſtellt und tritt ſelbſtverſtändlich 
Die Rechte und Pflichten dieſer Genoſſenſchafts-Organe find (da in dieſem Verhältniſſe durch die Abtretung keine Aenderung ein. 
für Waldgenoſſenſchaften ein beſonderes Geſetz nicht beſteht) ähnlich jenen Vom Ackerbau⸗Miniſterium iſt bei der Genehmigung des Vergleiches 


der gleichartigen Organe anderer auf Grund der beſtehenden Geſetze zugleich die Beſtimmung getroffen worden, daß die erſte Wahl der Genoſſen⸗ 
organiſirten Genoſſenſchaften, z. B. der Waſſergenoſſenſchaften u. dgl., ſchafts⸗Ausſchüſſe und Genoſſeuſchafts-Vorſtände unter amtlicher Leitung 
feſtgeſtellt, jedoch den vorgefundenen Localverhältniſſen möglichſt angepaßt vorgenommen werde, um den in derlei Geſchäften noch minder gewand⸗ 
worden. ten Genoſſenſchaften den erforderlichen Beiſtand zu verſchaffen und die 
Der Mangel einer ſtatutenmäßigen Vorſorge für ſolche Organe iſt Genoſſenſchafts⸗Organe in das Geſchäft einzuführen. Dadurch ſind für 
nebſt dem ad 1 beſprochenen Mangel die zweite Urſache, daß in Defter- | ſpätere Wahlen die erforderlichen Formularien und Muſter geſchaffen. 
reich die genoſſenſchaftliche Waldabtretung für abgelöste Servituten nicht 3. Eine wichtige Garantie gegen Waldverwüſtung liegt ferner in. 
die erwarteten Vortheile für die Forſteultur gebracht hat. der in die Statuten aufgenommenen Verpflichtung zur Aufſtellung eines 
Durch die Beſtellung der oben erwähnten Organe wird es insbeſondere von einem Forſttechniker nach den Grundſätzen des Nachhaltsbetriebes zu. 
auch möglich, die Leitung des Wirthſchaftsbetriebes und die leberwachung der verfaſſenden Wirthſchaftsplanes für jeden Genoſſenſchaftswald, Reviſion 
Waldungen in die Hände der intelligenteren und auf die Erhaltung des desſelben nach je 10 Jahren und Genehmigung durch die politiſche Be⸗ 
Waldſtandes bedachten Genoſſeuſchaftsmitglieder zu bringen. Daß es hörde. An den Wirthſchaftsplan iſt der Ausſchuß bei Feſtſtellung der 
den Arnoldſteiner Genoſſenſchaften au ſolchen nicht fehlt, davon konnte jährlichen Holzſchlägerungen gebunden. Vorgriffe über den im Wirthſchafts⸗ 
fi die Miniſterialcommiſſion bei den Verhandlungen genügend über- plan feſtgeſetzten Jahresbetrag bedürfen der Genehmigung der General⸗ 
zeugen. Die dem Ausſchuſſe und dem Genoſſenſchaftsvorſtaude übertra- verſammlung und der politiſchen Behörde und find in den gleichzeitig 
genen Rechte und Pflichten werden es auch bei den Arnoldſteiner Ge⸗ feſtzuſtellenden Zeitperioden wieder einzubringen. 
noſſenſchaften vielleicht ſchon in kurzer Zeit möglich machen, mauche Durch dieſe Beſtimmung iſt der politiſchen Behörde und beziehungs⸗ 
bisher mit Recht beklagte Unzukömmlichkeiten in den Servitutsbezügen, weiſe deren Forſtorganen die Ueberwachung dieſer Genoſſenſchafts⸗Wal⸗ 
das Uebergreifen der Nebennutzungen, insbeſondere der Schneidelſtreu, dungen weſentlich erleichtert. 


Es war auch ein glücklicher Zufall, daß vou der Religionsfonds⸗ 
Domäne ſelbſt zu Zwecken der Forſteinrichtung auch für die zur Abtre⸗ 
tung beantragten Waldtheile die Vermeſſung und Beſtandesaufnahme bereits 
durchgeführt oder der Durchführung nahegebracht wurde. Dieſes Operat, 
ſoweit es die abzutretenden Waldungen betrifft, ſoll den Genoſſenſchaf⸗ 
ten nach geſchebener Abmarkung unentgeltlich zur Verfügung geſtellt 
werden. Auf dieſer Grundlage kaun dann leicht ein den Genoſſenſchafts⸗ 
Verhältniſſen anzupaſſender vollkommen verläßlicher Wirthſchaftsplan er⸗ 
richtet werden. 

4. Bei den Begehungen hat ſich die Miniſterial-Commiſſion über⸗ 
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gen, von denen wohl ſchon jetzt, ſoweit es thunlich war, ein Theil als 
Ablöſungs⸗ Aequivalent verwendet wurde. Aehnliche Verhältniſſe walten 
auch ob rückſichtlich der Feldgrundſtücke. Dieſe Verhältniſſe, insbeſondere 
bisher in Verbindung mit den Servituten und ihrer koſtſpieligen Ueber⸗ 
wachung und Beſorgung, trugen nicht wenig dazu bei, das Reinerträg⸗ 
niß der Herrſchaft in augenfälliger Weiſe herabzudrücken und den Werth 
der Beſitzung zu mindern. 


Bei dem Beſtande eines Commaſſationsgeſetzes, welches geſtattet 


ä die Ablöſung der regulirten Servituten ſofort mit der Commaſſa⸗ 


tion zu verbinden, wäre es der Miniſterial⸗Commiſſion bei der Geneigt⸗ 


zeugt, daß bei früheren Grundabtretungen jede Rückſicht auf natürliche heit der meiſten der dortigen Grundbeſitzer zu derlei wirthſchaftlichen 


oder ſichere und leicht zu überwachende Grenzen unterlaſſen wurde. 
Aus dieſem Grunde wurde auch für ſolche Grenzen vorgeſorgt, weil 
dieſelben auch im Intereſſe der Fondsdomäne gelegen ſind. Mit der Ver⸗ 
markung ſoll auch die nachträgliche Regulirung der nothwendigen Ser⸗ 
vitutwege verbunden werden. Bei einer individuellen Vertheilung von 
Servitut⸗Aequivalenten an die einzelnen Berechtigten gibt es keine andere 
Form der Grenzbeſtimmung, als die gerade Linie auf der Kataſtralmappe. 
Die Unzweckmäßigkeit ſolcher Grenzen, die ewigen Streitigkeiten, welche 
dieſelben hervorrufen, gehören eben auch zu den vielen ſchlimmen Folgen 
ſolcher Theilungen. 

5. Eine nicht unwichtige Garautie, insbeſondere mit Rückſicht auf 
die dermaligen beklagenswerthen Verhältniſſe bei der Ortſchaft Seltſchach 
bietet auch die Beſtimmung, wonach in den Genoſſenſchafts⸗-Waldungen 
ohne Auszeichnung durch den Genoſſenſchafts⸗Vorſtand kein Holz geſchla⸗ 
gen und ohne Anweiſung desſelben kein Holz und keine Streu bei Ver⸗ 
meidung der behördlichen Abſtrafung aus dem Walde geſchafft werden 
darf, die Strafanzeige aber dem Waldhüter und dem Genoſſenſchafts⸗ 
Vorſtande zur Pflicht gemacht iſt. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß dieſe Beſtimmung, 
ſowie ein bei den Verhandlungen geſtellter Antrag auf proviſoriſche Ver⸗ 
fügungen zur Beſeitigung von Diebſtählen und Forſtfreveln während der 
ſchwebenden Verhandlungen durch von den Genoſſenſchafts⸗Gruppen zu 
wählende Aufſeher über ausdrückliche Bitte der intelligenteren Eingeforſte⸗ 
ten aufgenommen wurde — ein Beweis, wie ſehr denſelben ſelbſt an 
der Beſchützung und Erhaltung der Waldungen gelegen iſt, ſobald die⸗ 
ſelben Genoſſenſchafts⸗Eigenthum ſein werden. Es iſt daher auch die Er⸗ 
wartung begründet, daß es den Genoſſenſchafts⸗Ausſchüſſen und Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Vorſtänden ſeinerzeit beſſer gelingen wird, Diebſtähle und Forſt⸗ 
frevel hintanzuhalten, als derzeit dem herrſchaftlichen Forſtperſonale, 
welchem eine ſolche durch kein Intereſſe hervorgerufene kräftige Unter⸗ 
ſtützung aus der Mitte der Eingeforſteten fehlt. 

Wie überall im Volksleben gut organiſirte Wirthſchafts⸗Genoſſen⸗ 
ſchaften, werden auch die hier beantragten Waldgenoſſeuſchaften in der 
zuletzt erwähnten Beziehung ein für die Bildung des Volkscharakters 
nicht zu unterſchätzendes ſittigendes Element bilden. 

Es wäre für das Gedeihen der Genoſſenſchaften von großem Vor⸗ 
theile geweſen, wenn die Domäne ſelbſt mit einzelnen ihr ſervitutfrei 
verbleibenden und ihrer Lage nach hiezu geeigneten Waldtheilen gegen 
Vorbehalt einer dem Ertrage dieſer Waldtheile entſprechenden Anzahl 
von Nutzungsautheilen in die Genoſſenſchaften hätte eintreten können; 
die Genoſſenſchaſten hätten dadurch das geeignetſte Organ für die Wirth⸗ 
ſchaftsführung, den herrſchaftlichen Forſtverwalter, nahezu koſtenlos ge⸗ 
wonnen, und für eine gute Waldpflege wäre dadurch eine weitere Ga⸗ 
rantie geſchaffen vorden. In ſolcher Weiſe wurde auch im Statute der 
Waldgenoſſenſchaft zu Sucht), welches bei den Arnoldſteiner Waldgenoſ⸗ 
ſenſchaſten theilweife als Muſter gedient hat, von ſämmtlichen Inter⸗ 
eſſenten der Beitritt des größeren Antheilbeſitzers beſonders gewünſcht 
und iſt demſelben ſogar im Verwaltungsrathe (Ausſchuß der Genoſſen⸗ 
ſchaft) die Stelle eines gebornen (nicht gewählten) Mitgliedes eingeräumt 
worden. Im Arnoldſteiner Falle war ein ſolcher Beitritt der Domäne 
aus beſonderen Gründen augenblicklich nicht ausführbar, blieb jedoch 
einer allfälligen ſpäteren Uebereinkunft vorbehalten. 

Der Grundbeſitz der Religionsfonds⸗Domäne Arnoldſtein iſt derzeit 
noch ſchlecht arrondirt; ſowohl in den zur Abtretung beſtimmten, als 
in den nach der Ablöſung ſervitutfrei verbleibenden Waldungen finden 
ſich viele Enclaven, beſonders Wieſen fremder Beſitzer; andererſeits be⸗ 

ſtehen viele zerſtreute Waldparcellen oder Ausläufer größerer Waldun⸗ 


) Mitgetheilt in der 


Druckſchrift: „Die Zuſammenlegung der Grundſtücke“ 
von Peyrer, S. 173. Sun ie > N 


Verbeſſerungen möglich geworden, auch ſolche belangreiche Verbeſſerun⸗ 
gen in den ſonſtigen Grundbeſitzverhältniſſen der Religionsfonds⸗Domäne 
ſowohl als der übrigen Grundbeſitzer einzuleiten. 

Derzeit mußten jedoch ſolche Verbeſſerungen einer ſpäteren Zeit 
überlaſſen werden. 

Wiederholt haben ſich bereits Männer, welche wohl befähigt ſind, 
über agrariſche Einrichtungen ein Urtheil abzugeben und auch die localen 
Verhältniſſe kennen, über die Arnoldſteiner Waldgenoſſenſchaften dahin 
ausgeſprochen, daß die hier getroffenen Einrichtungen, weil dieſelben die 
allgemeinen Culturrückſichten und insbeſondere die Sorge für eine gute 
Waldpflege mit dem Intereſſe der einzelnen Genoſſen möglichſt in Ein⸗ 
klang bringen, jene wohlthätigen Wirkungen im Gefolge haben werden, 
welche gut organiſirte Waldgenoſſenſchaften bereits auch in anderen Län⸗ 
dern erzielt haben. Auch erwartet man, daß das im Arnoldſteiner Falle 
gegebene Beiſpiel in vielen anderen Fällen Nachahmung finden und 
ſowohl die Ablöſung noch beſtehender Forſtſervituten fördern und erleich⸗ 
tern, als auch die ſehr bedeutende Zahl der beſtehenden Gemeinwaldun⸗ 
gen durch Herſtellung ähnlicher Einrichtungen der bisherigen Mißwirth⸗ 
ſchaſt entreißen und ſie vor dem faſt unausbleiblichen Loſe fortſchreitender 
eulturfeindlicher Waldtheilungen bewahren werde. 

Der erſten dieſer beiden Erwartungen möchten auch wir beipflich⸗ 
ten, obwohl wir nicht verkennen, daß die Arnoldſteiner Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften derzeit noch einer ſehr ſorgfältigen Aufmerkſamkeit und Obſorge 
bedürfen, bis das ſchöne Inſtitut auf dem ſeiner Natur nach zwar ge⸗ 
eigneten aber bisher noch wenig gepflegten Boden vollſtändig Wurzel 


gefaßt hat. Soweit menſchliche Vorausſicht reicht, wird es hier gelingen, 
manche widrige Gegenſtrömung zu beſiegen und die vorhandenen guten 


Elemente in den Genoſſenſchaften in beharrlicher Weiſe zu den herrſchen⸗ 


den zu machen. 


Der zweiten Erwartung vermögen wir aber nur mit großer Re⸗ 
ſerve beizutreten. 

Es find in ähnlicher Weiſe in verſchiedenen öſterreichiſchen Län⸗ 
dern vereinzelte Commaſſationen in muſterhafter Weiſe zu Stande ge⸗ 
bracht worden, von denen man ähnliche Wirkungen, wenigſtens in den 
umgebenden Gemeinden, erwartete. Dieſelben find aber ungeachtet der 
von den Nachbarſchaften vollſtändig erkannten guten Erſolge ausgeblieben, 
weil die Ausführung unter theilweiſe anderen Verhältniſſen ſchwieriger 
ſich darſtellte und der einfache Vorgang der gleichſam als Muſter auf⸗ 
geſtellten früheren Arrondirungen zur Bewältigung größerer Schwierig⸗ 
keiten nicht ausreichte. 

Auch bei der Bildung von Waldgenoſſenſchaften wird man nicht 
überall jene beſonderen glücklichen Umſtände vorfinden, welche in Arnold⸗ 
ſtein das Zuſtandekommen ſolcher Genoſſenſchaften möglich machten; 
nicht überall beſteht bei regulirten Servituten auf Seite der Be⸗ 
rechtigten wie der Verpflichteten der gleiche Wunſch nach Ab- 
löſung; nicht überall wird das Uebereinkommen ſo leicht erzielt; 
iſt einmal die Grundabtretung ohne eine dem Arnoldſteiner Falle 
ähnliche gleichzeitige Regelung der Nutzungsrechte in den Aequivalents⸗ 
waldungen durchgeführt, oder handelt es ſich um andere bereits 
beſtehende Gemeinſchaftswaldungen, ſo ſcheitert der Wunſch nach einer 
ſolchen Regulirung ſchon an dem Widerſpruche eines einzelnen Ge⸗ 
noſſen; es fehlt ferner an Organen zur Durchführung, da die 
gewöhnlichen politiſchen Behörden ſolchen Angelegenheiten ſelten eine 
eingehende, zeiterfordernde und ſachgemäße Behandlung widmen können. 
Nicht überall findet ſich von ſelbſt jenes harmoniſche Zuſammenwirken 
juriſtiſcher und forſttechniſcher Kräfte, welches zu ſolchen Auseinander⸗ 
ſetzungen eine nothwendige Bedingung iſt; ſoll nicht bald das eine, 
bald das andere Element unterliegen oder vernachläſſigt werden, ſo 
ı müffen auch hier feſte Normen den Pflichtenkreis feſtſtellen. 
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Bei ſehr vielen Gemeinwaldungen find überdies die Nutzungrechte Die Ablöfung von Forſtſervituten, ſofern dieſelbe einer Mehrheit 
der einzelnen Genoſſen, Maß und Dauer des Genuſſes, die Art der von Berechtigten gegenüber durch Waldabtretung zur Ausführung 
Ausübung, das gegeuſeitige Verhältniß oder ſonſtige Momente ſtreitig, gelaugt, ſollte in Zukunft ſtets mit der gleichzeitigen Regulirung der 
oder werden es, ſobald mit der Regulirung, mit der Aufſtellung eines | Nutzungsrechte, welche den einzelnen Berechtigten auf den an die Ge⸗ 
Maßſtabes für dieſelbe und ähnlichen Feſtſetzungen begonnen wird. ſammtheit abgetretenen Waldſtrecken zuſtehen, verbunden werden; dieſe 
Werden derlei Streitigkeiten auf den Civilrechtsweg verwieſen, fo iſt Regulirung ſollte in der Regel durch Umwandlung der Nutzungs⸗ 
nur in ſeltenen Fällen auf eine raſche, ſichere und wohlfeile Entſcheidung, rechte in eine verhältnißmäßige Anzahl von Nutzungsantheilen nach dem 
in noch ſelteneren aber auf eine ſolche zu rechnen, welche zugleich auch Muſter des Arnoldſteiner Falles geſchehen, inſoferne aber bei einzelnen 
den wirthſchaftlichen Verhältniſſen Rechnung trägt. Derzeit, wo für die Berechtigten eine ſolche Umwandlung nicht ausführbar iſt, ſollte wenigſtens 
Auseinanderſetzung kein Geſetz, keine Normen für die Durchführung und eine Fixirung ſolcher im abgetretenen Gemeinſchaftswalde auszuübenden 
im Falle eines Widerſpruches, ſei es in einer formellen oder materiellen Nutzungsrechte in ähnlicher Weiſe wie bei den Servituten⸗Regulirungen 
Geſchäftsfrage, für die Entſcheidung beſtehen, würde bald jede ug dem Patente vom 5. Juli 1853 ſtattfinden; das Geſetz hätte 
gonnene Auseinanderſetzung wieder in das Stocken gerathen. So wird aber noch weiter vorzuſchreiben, daß mit der Regulirung, ſie mag in 
das gegebene Beiſpiel vielleicht nur für wenige Fälle, zunächſt vielleicht der einen oder andern Weiſe eintreten, jederzeit auch die Verwaltung 
nur für die Ablöſung von Servituten in den unter der oberſten auf Grund geſetzlicher Normativbeſtimmungen und in weiterer Er— 
Leitung des Ackerbau-Miniſteriums ſtehenden Waldungen und auch hier gänzung derſelben auf Grund von Genoſſenſchafts-Statuten durch 
nur auf Grund ſchwer zu erzielender Vergleiche anregend und erfolgreich Aufſtellung von Genoſſenſchaftsorganen geregelt, daß Beſtimmungen über 


wirken. Wirthſchaftspläne getroffen und überhaupt Rechte und Pflichten der 
Erſt die Geſetzgebung kann und ſoll die Mittel bieten, um dem einzelnen Genoſſen genau feſtgeſtellt werden. 
für die Waldeultur jo erfolgreichen Inſtitute der Waldgenoſſenſchaſten Eine gleiche Regulirung durch Feſtſtellung der Nutzungsrechte 


in weiteſtem Umfange Eingang zu verſchaffen. Die öſterreichiſchen 0 und Organiſirung von Genoſſenſchaften ſollte aber auch bei allen ſchon 
beſitzen noch zahlreiche Waldſtrecken von größtem Umfange, welche nur beſtehenden Gemeinwaldungen, inſoferne dieſelben von Gemeinſchaften 
durch Einrichtungen, wie fie beim Arnoldſteiner Falle geſchaffen wurden, | zur Holzung, zur Weide, zum Streubezug und dergleichen gemein⸗ 
vor regelloſer Gemeinbenützung und einer der letzteren unaufhaltbarſchaftlich benützt werden, ftattfinden, ohne Unterſchied, ob die Gemein⸗ 
folgenden Zertheilung geſchützt werden können. Tirol allein beſitzt noch gründe ein Eigenthum der Gemeinde (Ortſchaft) oder der Genoſſen⸗ 
972.442 Joch ungetheilte Gemeinde- oder Gemeinſchaftswaldungen mit zum ſchaft bilden, ſoſerne nur überhaupt die erwähnten Nutzungsrechte privat⸗ 
größeren Theile weder fixirten noch auf Nutzungsantheile umgerechneten rechtlicher Natur, zum Beiſpiel mit einem beſtimmten anderweitigen 
Gemeinrechten nach dem Gutsbedarfe; 304.477 Joch ſind bereits auf⸗ Grundbeſitze verbunden find. Das der Gemeinde oder Ortſchaft als 
getheilt. In der Bukowina hat der griechiſch⸗orientaliſche Religionsfond | ſolcher verbleibende Vermögen, ſowie ſonſtige der Gemeinde als ſolcher 
allein — zum größeren Theile an Gemeinden oder Gemeinſchaften an derlei Gründen zuſtehende Rechte, müſſen dabei ſorgſältig gewahrt 
ohne weitere Regelung 119.365 Joch Waldungen zur Ablöſung ben und, ſoweit bies erforderlich, in eine wirthſchaftlichere Form umge⸗ 
Servituten abgetreten; vergeblich bemüht man ſich nunmehr die allent⸗ ſtaltet werden. Gemeindegründe, welche einer ſolchen gemeinſchaftlich en 
halben fehlende pflegliche Behandlung derſelben zu erreichen, da ſich Benützung nicht unterliegen, bedürfen ſelbſtverſtändlich keiner derartigen 
gegen ſolche in den Beſitzverhältniſſen liegende Gebrechen das Forſt⸗ Regulirung. 
geſetz völlig unwirkſam erweiſet. Aehnliche Verhältniſſe beſteben in; Mit der Ablöſung von Forſtſervituten in der obigen Weiſe, 
Galizien. In Dalmatien und im Küftenlande hat die unheilvolle Ge⸗ jowie mit der Regulirung von Nutzungsrechten an Gemeingründen 
meinbenützung der Waldungen zur Weide den Karſt geſchaffen mit allen müßte auch die Theilung etwa vorhandener anderer dazu geeigneter 
feinen Schreckniſſen. Gemeingründe (Hutweiden) und die Commaſſation des übrigen Grund⸗ 
Aber auch in jenen öſterreichiſchen Ländern, deren allgemeine und beſitzes in eine planmäßige Verbindung gebracht und eine ſolche 
landwirthſchaftliche Culturverhältniſſe bereits eine hohe Stufe erreicht organiſche Verbindung durch die Geſetzgebung vermittelt werden. 
haben, Böhmen, Mähren, Niederöſterreich, Salzburg, Steiermark, Hat doch auch ſchon der Arnoldſteiner Fall in anſchaulicher 
Kärnten, Krain, gelten derzeit noch die Gemeinde⸗ und Gemeinſchafts⸗ Weile gezeigt, wie wünſchenswerth die mit der Servituten⸗Ablöſung 
waldungen vielfach als die Stiefkinder der Forſtwirkhſchaſt und faſt Hand in Hand gehende Befreiung der Waldungen und forſtſchädlich en 
überall wurzeln die Gebrechen in ungeregelten Nutzungsrechten und in Waldenclaven und die gleichzeitige Arrondirung des geſammken Grund⸗ 
dem Mangel einer organiſirten Verwaltung: die Verwaltung durch beſttzes iſt; durch eine ſolche planmäßige Verbindung der verſchiedenen 
die Gemeindevorſtehung hat bei Gemeinſchaſtswaldungen nicht immer Culturmaßregeln wird ſowohl die Ablöſung der Servituten als auch 
den geſetzlichen Boden für ſich und kaun auch nicht überall für derlei die Bildung von Waldgenoſſenſchaften weſentlich erleichtert, der Aus⸗ 
Verhältniſſe zweckmäßig wirken. In einzelnen Ländern find auch die tauſch vieler culturſchädlicher Servituten und Gemeinrechte gegen 
regulirten Servituten noch ſehr bedeutend; fo iſt beiſpielsweiſe bei den Feldgrundſtücke aus der Commaſſationsmaſſe gefördert, die Herſtellung 
Staatsforſten allein der Jahresbetrag der Serviuten nach dem Stande der genoſſenſchaftlichen Einrichtungen, z. B. für Bringung der Forſt⸗ 
und den Preiſen des Jahres. 1873 auf 636.620 fl. geſchätzt; die producte, Waſſeranlagen und dgl. ſowohl auf Feld als Waldgrundſtücken 
allmälige Ablöſung dieſer Servituten und wo ſie gemeinſchaftsweiſe leichter ausgeführt und werden zahlreiche andere Vortheile ſür jede 
und mit Grund und Boden erfolgt, ſoll im Sinne der Miniſterial⸗ dieſer verſchiedenen Culturmaßregeln erzielt, welche bei getrennter B:- 
weiſung vom 18. September 1875, 3. 1241 thunlichſt durch Be⸗ handlung niemals erreicht werden können. 
gründung von Waldgenoſſenſchaften angeſtrebt werden. Da auch für die Bildung von Waldgenoſſenſchaften Einſtimmig⸗ 
So feht es denn in keinem der öſterreichiſchen Länder an keit aller Betheiligten wohl nur in ſeltenen Fällen zu erwarten iſt, 
Materiale zur Bildung von Waldgenoſſenſchaften oder wo ſolche in und da eine ſolche Einſtimmigkeit, wenn ſie auch für die Einleitu ig 
mangelhafter Form beſtehen, zur Verbeſſerung derſelben mittelſt Her⸗ des Verfahrens vorhanden wäre, in noch ſelteneren Fällen zugleich auch 
ſtellung klarer und feſter Rechtsverhältniſſe und Einführung neuer oder! für die geſammte Durchführung beſteht und erhalten bleibt, ſo muß 
Verbeſſerung beſtehender genoſſenſchaftlicher Einrichtungen; überall iſt auch für die Bildung von Waldgenoſſenſchaften wie für alle Ausein⸗ 
ein weites fruchtbares Feld einer erfolgverſprechenden Thätigkeit vor⸗ anderſetzungen das Provocationsrecht ſchon einer gewiſſen Anzahl von 
handen, ſobald nur erſt die Geſetzgebung die Hinderniſſe beſeitigt, die Betheiligten eingeräumt und geſetzlich feſtgeſtellt werden. Wie bei allen 
Mittel ſchafft und die Kräfte in der richtigen Weiſe organiſirt. Daß anderen Auseinanderſetzungen darf aber auch hier dieſes Provocations⸗ 
ohne eine ſolche Mitwirkung der Geſetzgebung das Ziel nicht erreicht recht nicht dahin verſtanden werden, daß irgend einer, ſei es wie immer 
werden kann, hat die Erſahrung ſchon längſt bewieſen. berechtigten Majorität, das Recht zuſtehen ſoll, Beſtimmungen über die 
Die Beſtimmungen, welche die Geſetzgebung unſerer Anſicht nach Feſtſtellung der Nutzungsrechte oder Nutzungsantheile der übrigen Be⸗ 
zu treffen hat, um die Bildung von Waldgenoſſenſchaften in der theiligten zu treffen, oder gegen den Willen der Minorität den Aus⸗ 
richtigen Verbindung mit den übrigen Culturmaßregeln in einer nicht führungsplan ſeſtzuſtellen oder beliebige. Organe und ein beliebiges 
allzufernen Zukunft in den öſterreichiſchen Ländern zur Ausführung zu Verfahren aufzuſtellen. In einer ſolchen Majoriſirung würden auch wir 
bringen, möchten wir, mit Uebergehung einer eingehenderen Begründung die größten Gefahren für die Rechtsorduung erblicken. Das Provo⸗ 
in nachſtehende Sätze zuſammenfaſſen. cationsrecht darf, wie ſchon der Name ſagt, eben nur dahin gerichtet 


fein, daß die vom Geſetze beſtimmten Organe nach den im Geſetze feſt⸗ Fonden vorgenommenen Bauten, 
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welche wegen ihrer größeren Be⸗ 


geſtellten Normen die Durchführung übernehmen, und daß jedem ein⸗ deutung und Wichtigkeit nach 8 13 der Bauordnung dem Wirkungskreiſe 
zelnen Betheiligten gegen einen geſetzwidrigen, ſeine Rechte und Inter⸗ der Gemeindevorſteher entzogen ſind, nur diejenige Behörde, welche den 


eſſen verletzenden Vorgang das Berufungsrecht an die höhere 
gewahrt bleibe. 

Wo ſämnttliche Betheiligte unter einander einig find, bleibt 
denſelbeu auch bei der Bildung von Waldgenoſſeuſchaften wie bei allen 
anderen Auseinanderſetzungen die Durchführung, die Wahl der Durch⸗ 
führungsorgane und des Verfahrens unter Beobachtung der allgemeinen 
Geſetze überlaſſen. Wo eine ſolche Einigung nicht beſteht, oder wo 
ſonſt darauf ein Antrag geſtellt wird, haben die vom Staate aufzu⸗ 
ſtellenden fachmänniſch vorgebildeten beſonderen Organe, ſowohl die 
juriſtiſchen wie die techniſchen, die land⸗ und forſtwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten der Auseinanderſetzung zu beſorgen und ſind dabei an 
das durch Geſetz und Verordnung zu regelnde Verfahren gebunden. 

Sollte es gelingen, die hier entwickelten Vorſchläge, welche bereits 
mehr oder minder ausführlich in die Geſetzgebung anderer Länder Ein⸗ 
gang gefunden und die Probe der Erfahrung beſtanden haben, auch in 
unſerer Geſetzgebung zur Geltung zu bringen, dann beſorgen wir nicht, 
daß das Beiſpiel der Arnoldſteiner Waldgenoſſenſchaſten vereinzelt bleiben 
werde, wir haben vielmehr die volle Ueberzeugung, daß dann die im 
Arnoldſteiner Falle getroffenen Einrichtungen in vielfach verbeſſerten 
Formen in unſeren Gemeinſchafts⸗Waldungen mehr und mehr zur Regel 
werden und in ſolcher Weiſe der fortſchreitenden Devaſtation und cultur⸗ 
feindlichen Vertheilung derſelben feſte Schranken ſetzen werden. 

Dann mag es auch an der Zeit ſein, die weitere Frage zu er⸗ 
örtern, ob auch zur Zuſammenlegung bereits getheilter Waldungen in 
Genoſſenſchafts⸗Waldungen zum Zwecke der gemeinſchaftlichen Benützung 
ein Zwangsgeſetz nach dem Vorgange des preußiſchen Waldgenoſſen⸗ 
ſchaſts⸗Geſetzes zu erlaſſen ſei. Vorläufig und bis über letzteres Geſetz 
ſelbſt noch weitere Erſahrungen vorliegen, glauben wir, abgeſehen von 
manchen gegen ein ſolches Geſetz bereits anderwärts ) ausgeſprochenen 
Bedenken, daß in den öſterreichiſchen Ländern, welche ſich zum Glück 
noch eine große Anzahl Gemeinſchafts⸗Waldungen erhalten haben, und 
wo aus Servituten⸗Ablöſungen noch fortwährend ſich ſolche bilden, die 
Umwandlung dieſer Gemeinſchafts-Waldungen in Genoſſenſchafts⸗ 
Waldungen im bisher beſprochenen Sinne das erſte und vorzüglichſte 
Ziel ſei, welches die Geſetzgebung und die Praxis anzuſtreben haben. 

Peyrer. 


Behörde 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bau⸗Ingerenz der politiſchen Behörde in Betreff der Ertheilung 
des Bewohnüngss und Benützungsconſenſes bei zu öffentlichen 
Zwecken beſtimmten Gebäuden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 13. Februar 1876, 
3. 18898 de 1875 nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern iſt nicht in der Lage dem Recurſe 
des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 29. November 1875 
gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 20. November 1875, womit 
die Zuſtimmung zur Verwendung des adaptirten Hauſes Nr. 568 in 
K. zur Unterbringung von Geiſteskranken von der Erfüllung der dies⸗ 
falls mit dem Statthaltereiꝙ⸗Erlaſſe vom 12. October 1875, vorge⸗ 
zeichneten Bedingungen (Vornahme von auf die Verbeſſerung der ſani⸗ 
tären Verhältniſſe abzielenden Maßregeln) abhängig gemacht worden 
iſt, und ſeinem Begehren um die Ueberweiſung des Actes in die Amts⸗ 
handlung der Gemeinde K. Folge gegeben. 

Die Berufungsſchrift des Landesausſchuſſes beſtreitet im Weſent⸗ 
lichen die Competenz der Statthalterei zur Fällung der obigen Ent⸗ 
ſcheidung, weil die Ertheilung oder Verweigerung des Bewohnungs⸗ 
oder Benützungsconſenſes nach den Vorſchriften der niederöſterreichiſchen 
Bauordnung vom J. 1866 nur im Wirkungskreiſe des Gemeindevor⸗ 
ſtehers liege. 

Allein abgeſehen davon, daß es als ein Poſtulat der Conſequenz 
angeſehen werden muß, daß bei vom Staate oder von öffentlichen 

) Vergl. Gutachten des Reichsforſt⸗Vereines über die forſtliche Geſetzgebung in 
der „Monatſchrift für das öſterreichiſche Forſtweſen“, Auguſt⸗Heft 1875. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Bauplan zu prüfen und zu genehmigen hatte, berufen ſein kann, nach 
Ausführung des Baues zu prüfen, ob der Bau den von ihr aufge⸗ 
ſtellten Bedingungen entſpricht und daß alſo die politiſchen Be— 


hörden allerdings berechtigt und verpflichtet ſind, bei 
ſolchen Bauten den Bewohn ungs- und Benützungsconſens 
zu ertheilen oder zu verweigern, ſo iſt die Einwendung 
des Landesausſchuſſes gegen die Competenz der Statthalterei im 


vorliegenden Falle unbegründet, weil ja die commiſſionelle Amts⸗ 
handlung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft laut des Commiſſions⸗ 
protokolles vom 28. October 1875 nur zu dem Zwecke ſtattfand, um 
die Einhaltung der mit dem Statthalterei-Erlaſſe vom 12. October 1875 
aufgeſtellten Bedingungen der Zuſtimmung zur Benützung des fragli— 
chen Gebäudes als Irrenhausfiliale zu conſtatiren, und weil die Statt⸗ 
halterei mit dem recurrirten Erlaſſe vom 20. November 1875 einen 
Bewohnungs⸗ oder Benützungsconſens im Sinne der nied.⸗öſterr. Bau⸗ 
ordnung weder ertheilt, noch verweigert, ſondern im Grunde des der 
Staatsbehörde nach dem Geſetze vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, 
§ 2 zuſtehenden Oberauſſichtsrechtes ihr Amt gehandelt hat“. J. 


Die Schächterei gehört nicht zu den freien Gewerben. 

J. R. hat bei der Bezirkshauptmannſchaft in T. die Schächterei 
mit dem Standorte in T. als freies Gewerbe angemeldet und um 
Ausfertigung eines Gewerbſcheines angeſucht. 

Dieſem Auſuchen wurde unterm 25. Februar 1876, Z. 2290 
keine Folge gegeben, „weil die Schächterei zu den freien Gewerben 
nicht gehört, daher die Beſtimmungen der Gewerbeordnung vom 20. 
December 1859 auf dieſe Beſchäftigung keine Anwendung finden. Die 
Schächterei iſt vielmehr ein ritueller Brauch des israelitiſchen Cultus 
und es darf nach den Statuten der israelitiſchen Cultusgemeinde in T. 
die Schächterfunctionen nur derjenige verrichten, der ſich mit einer 
Approbation von dem Rabiner in T. auszuweiſen vermag und von 
der Cultusgemeinde für das Schächteramt angeſtellt wurde“ ). 

Dieſe Entſcheidung iſt, da J. R. die ihm offen 
Berufung nicht ergriffen hat, in Rechtskraft erwachſen. 


gelaſſene 
R- g. 


9 8 99 der Statuten für die israelitiſche Cultusgemeinde in T. — 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Ftnanzminiſterium Friedrich 
Elsner als Ritter des kaiſ. öſterr. Leopold⸗Ordens in Gemäßheit der Ordens⸗ 
ſtatuten den Ritterſtand verliehen. 

Seine Majeſtät baben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Dr: 
Georg Ritter von Thaa in Anerkennung ſeiner vorzüglichen Dienſtleiſtung den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſeeretär bei der Finanz⸗Landes⸗Direction 
in Innsbruck, Wenzel Sper, anläßlich ſeiner Uebernahme in den dauernden 
Ruheſtand den Titel eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben eine bei der galiziſchen Finanz⸗Laudes⸗Direction 
erledigte Oberfinanzrathsſtelle dem Bergrathe Adolf Ott verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Commiſſär der Wiener Polizeidirection 
Joſeph Tſchernko zum Obereommiſſär und Leiter des Polizei⸗Commiſſariates 
in Trient ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Heinrich Zar da zum 
Bezirkshauptmann in Mähren ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberförſter Eduard Zieglbauer in 
Zziewin zum Vieeforſtmeiſter bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction iu 
Bolechow ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat dem Felix von Thümen eine ſyſtemiſirte 
Adjunctenſtelle bei der k. k. chemiſch⸗phyſilogiſchen Verſuchsſtation für Wein⸗ und 
Obſtban in Kloſternenburg verliehen. 


Erledigungen. 

Proviſoriſche Geometerſtelle ſür den Vermeſſungsdienſt bei der Grund⸗ 
ſteuer⸗Regelung in Schleſien mit dem Taggelde von 3 fl., bis 31. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 159.) 

Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Graz in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 1. August (Amtsbl. Nr. 161.) - 

Zwei Conceptsprakticantenſtellen bei der k. k. Poſtdirection für Wien und 
Umgebung mit je 500 fl. Adjutum, bis 10. Auguſt (Amtsbl. Nr. 161.) 
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